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LANDRAT
Beschluss des Landrats vom 13.06.2019

Nr. 2667

14. Petition «Keine vierspurige Schnellstrasse — Fiir den Schutz des Hardwaldes!»

2019/121; Protokoll: bw, ps

15. Keine vierspurige Schnellstrasse — Fur den Schutz des Hardwaldes!
2019/71; Protokoll: bw, ps

16. Rheinfelderstrasse im Hardwald: Sicher im Havariefall?
2019/152; Protokoll: bw, ps

Landratsprasident Hannes Schweizer (SP) informiert, dass die Geschéftsleitung des Landrats
beschlossen habe, die Traktanden 14 (Petition «Keine vierspurige Schnellstrasse — Fir den
Schutz des Hardwaldes!»), 15 (Motion «Keine vierspurige Schnellstrasse — Fir den Schutz des
Hardwaldes!») und 16 (Interpellation «Rheinfelderstrasse im Hardwald: Sicher im Havariefall?»)
gemeinsam zu beraten.

Zum Ablauf: Zuerst hat der Sprecher der Petitionskommission das Wort, dann die Sprecherin der
Kommissionsminderheit, daraufhin folgt die Debatte zu allen drei Geschaften. Am Ende wird sepa-
rat Uber die Petition (Tr. 14) und die Motion (Tr. 15) abgestimmt. Der Regierungsrat ist bereit, die
Motion (Tr 15) als Postulat entgegenzunehmen. Eine schriftliche Begriindung liegt vor.

Kommissionsprasident Georges Thuring (SVP) fihrt aus, dass die vorliegende Petition von der
SP Baselland und dem VCS beider Basel lanciert worden sei. 891 Personen haben die Petition
unterzeichnet.

Laut der Petition war an einer Informationsveranstaltung der Kantonsregierungen Basel-
Landschaft und Basel-Stadt zu vernehmen, dass der Kanton Basel-Landschaft einen Ausbau der
Rheinfelderstrasse im Hardwald auf vier Spuren plane. Beim Hardwald handle es sich jedoch um
ein wichtiges Naherholungsgebiet und Lebensraum fir teilweise seltene Pflanzen und Tierarten.
Ein Ausbau der A2 und parallel dazu der Rheinfelderstrasse flhre zu einem immer grésseren Ver-
kehrsaufkommen und wirde den Verkehrsberuhigungsmassnahmen in Birsfelden zuwiderlaufen.
Die Herausforderung durch den Verkehr solle man mit innovativen Ansatzen und nicht mit dem
Ausbau der Strassenkapazitat angehen. Deshalb werden Landrat und Regierungsrat gebeten, auf
den Vierspurausbau im Hardwald zu verzichten und Massnahmen fiir den Schutz des Hardwalds
Zu ergreifen.

Die PET befasste sich an drei Sitzungen mit dieser Petition. Petentinnen, Petenten und zwei Ver-
treter der BUD wurden angehort und zu einem zusatzlichen Austausch eingeladen. Dies bot den
Petentinnen und Petenten die Gelegenheit, Fragen zu stellen und sie sich direkt von Fachleuten
beantworten zu lassen. Zudem &usserte sich die BUD schriftlich zur Petition.

Es liegen auch noch zwei Vorstésse vor. Der Regierungsrat erklart sich bereit, die Motion von Dé-
sirée Jaun als Postulat entgegenzunehmen.

Die BUD sagt, die Strasse durch den Hardwald sei in einem sehr schlechten Zustand. Es fehle
Infrastruktur zum Schutz des Grundwassers. Deshalb sollen die Strasse saniert und der Grund-
wasserschutz auf den notwendigen Stand der aktuellen Technik gebracht werden. Die Kapazitat
der Strasse soll nicht gedndert werden. Das ware nicht sinnvoll, da die beiden Anschlussknoten in
Pratteln und Muttenz nicht ausgebaut werden. Die Petentinnen und Petenten haben nichts gegen
eine Sanierung oder einen besseren Grundwasserschutz einzuwenden. Auf keinen Fall méchten
sie jedoch einen Ausbau, um die damit verbundene Kapazitatserh6hung zu verhindern. Zusatzlich
mussen ihrer Ansicht nach Massnahmen ergriffen werden, um den wertvollen Hardwald zu schiit-
zen. Auf keinen Fall diirfe die Strasse zur Umfahrung der A2 benutzt werden. Im Ubrigen stehe der
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VCS dem geplanten Ausbauprojekt der A2 kritisch gegenulber. Die Vertreter der BUD konnten
nicht nachvollziehen, weshalb ein noch nicht komplett ausgegorenes Sanierungsprojekt bereits
derartigen Widerstand hervorruft. Letztlich gehe es einfach darum, den heute schlechten Zustand
der Rheinstrasse in Bezug auf den Grundwasserschutz zu beheben. Zudem soll ein durchgehen-
der Strassenquerschnitt mit einer Fahrspur pro Fahrtrichtung eingerichtet werden. Der Strassen-
guerschnitt werde nicht verbreitert und eine vierspurige Schnellstrasse, wie im Titel der Petition
erwahnt, habe man nie geplant.

Bei einem gemeinsamen Gesprach der PET mit Petentinnen und Petenten sowie Vertretern der
BUD betonte die BUD erneut: Die Rheinfelderstrasse werde saniert, weil der Grundwasserschutz
und die Veloinfrastruktur ungentigend seien. Das Vorhaben solle voraussichtlich in den Jahren
2023 und 2024 realisiert werden. Im Normalzustand werde die Strasse je eine Fahrspur fur den
Individualverkehr und eine separate Busspur in Richtung Birsfelden aufweisen. Dies ist bereits
heute der Fall. Einzig misse man sich Uberlegen, ob man wéahrend der Bauzeit auf der A2 vo-
ribergehend reduzierte Spuren anbieten sollte. Dies aber wirklich nur temporar. Auf diesen Spu-
ren wirde eine reduzierte Hochstgeschwindigkeit gelten. Trotz allen Beteuerungen, man werde
und kénne auf der Strasse nie festinstallierte Spuren haben, befirchteten die Petentinnen und
Petenten genau das. Wie in anderen Féllen erlebt, wéare es ja mdglich, dass die vier provisorischen
Spuren nicht mehr zurtickgebaut wirden. Allenfalls wirden dann einfach die beiden Anschluss-
knoten in Muttenz und Pratteln ausgebaut. Die Aussagen der BUD seien einfach zu unverbindlich.
Auch sei fraglich, ob wirklich der Kanton wéhrend der Bauphase auf der A2 eine Ausweichroute
zur Verfugung stellen misse. Das sei doch eigentlich die Aufgabe des Bundes. Die Vertreter der
BUD wendeten ein, es sei unsolidarisch, dem Bund nicht Hand zu sinnvollen Lésungen wéahrend
der Bauphase zu bieten.

Nach all den Gesprachen war es fur die Mitglieder der Petitionskommission klar, dass die BUD
keinen Ausbau der Rheinfelderstrasse auf vier Spuren plant. Im Rahmen der Sanierung wird die
heutige Strassenbreite beibehalten. Diesbeziglich hielten mehrere Kommissionsmitglieder fest,
dass der Petitionstitel eigentlich falsch sei. Niemand plant eine vierspurige Schnellstrasse durch
den Hardwald. Andere Kommissionsmitglieder konnten die Bedenken der Petentinnen und Peten-
ten nachvollziehen. Es existiere tatsachlich keine Garantie, dass ein allfalliger Vierspurbetrieb wie-
der riickgéngig gemacht wiirde. Auch sollte das ASTRA seine Probleme im Zusammenhang mit
der Bauphase auf der A2 selbst lésen.

Einige Kommissionsmitglieder beantragten, die vorliegende Petition dem Regierungsrat als Postu-
lat zu Uberweisen. Es kam daraufhin zu einer Gegenlberstellung von zwei mdglichen Antragen der
PET an den Landrat: Kenntnisnahme der Petition oder Uberweisung als Postulat. Durch einen
Stichentscheid des Kommissionsprasidenten beschloss die PET, dem Landrat Kenntnisnahme der
Petition 2019/121 zu beantragen.

Landratsprasident Hannes Schweizer (SP) verweist auf & 29 der Geschéftsordnung. Eine Kom-
missionsminderheit habe die Méglichkeit, sich durch eine Berichterstatterin im Landrat vertreten zu
lassen. Diese Moglichkeit wird selten genutzt — heute ist dies jedoch der Fall. Nun hat die Kom-
missionsminderheit das Wort.

Priska Jaberg (EVP) spricht im Namen der Kommissionsminderheit. Der Ausbau der Strasse auf
vier Spuren bedeutet einen unerwiinschten Kapazitatsausbau, auch wenn auf diesen vier Spuren
lediglich mit 60 km/h gefahren werden darf. Die Bauzeit der A2 nimmt fast zehn Jahre in Anspruch.
Das ist extrem lange. Danach sind andere Personen an der Macht und das Versprechen, die
Strasse wieder auf zwei, respektive allenfalls drei Spuren zurtickzubauen, kann sich somit durch-
aus als leeres Versprechen erweisen. Das kennt man von der Rheinstrasse. Vor der Abstimmung
hiess es, dass die Rheinstrasse zuriickgebaut wirde. Bis heute ist dies nicht erfolgt. Solche leeren
Versprechungen sind nicht forderlich fir das Vertrauen, sondern férdern Misstrauen. Statt einem
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Ruckbau, kénnte man dann schnell entscheiden, das Provisorium auf vier Spuren zu verbreitern
und damit vier regulare Spuren zu realisieren, was baulich mit einem geringen Aufwand verbunden
wére. Um die Glaubwiirdigkeit der BUD und des Regierungsrats in Sachen Strassenbau wieder-
herzustellen, ist also zuerst die Rheinstrasse zurtickzubauen. Vorher wird nicht Hand zu weiteren
Kapazitatserhéhungen geboten. Selbstverstandlich hat auch die Kommissionsminderheit weder
ein Problem mit einer Sanierung der vorhandenen Spuren, sofern dies wirklich notwendig ist, noch
mit Massnahmen, die dem Trinkwasserschutz dienen. Nicht akzeptierbar ist aber, wenn unter dem
Deckmantel des Trinkwasserschutzes die Rheinfelderstrasse Schritt flir Schritt auf vier Spuren
ausgebaut wird. Die Minderheit der Petitionskommission lehnt den Ausbau deshalb ab und bean-
tragt dem Landrat, die Petition als Postulat zu Giberweisen.

Landratsvizeprasident Peter Riebli (SVP) weist darauf hin, dass in der folgenden Debatte zu Trak-
tanden 14, 15 und 16 jede Person nur zweimal das Wort erhalt.

Hansruedi Schafroth (SVP) erklart, dass das Thema der drei Traktanden dasselbe sei, namlich
die Sanierung der Rheinfelderstrasse durch den Hardwald. Es handelt sich um das Stiick zwi-
schen dem Auhafenkreisel und dem Birsfelder Doppelkreisel.

Nach der Anhérung der Petenten wurde die PET durch die Referenten der BUD informiert. Diese
konnten rasch aufzeigen, dass die beiden Seiten nicht von derselben Sache sprechen. So muss-
ten Petenten wie auch Vertreter der BUD zu einer weiteren gemeinsamen Sitzung mit der PET
eingeladen werden. Leider befanden es die Petenten nicht flr nétig, vorgangig mit den Verantwort-
lichen der BUD abzuklaren, wie weit ihre Petitionsanliegen Uberhaupt zutreffen. So hatten viele
Missverstandnisse vermieden werden kénnen. Die Titel der eingereichten Vorstdsse ist klar falsch
und auch fur die Burgerinnen und Burger irrefiihrend. Vonseiten der BUD war zu keiner Zeit eine
vierspurige Schnellstrasse geplant. Der Strassenperimeter durch den Hardwald bleibt wie er heute
ist. Fur die Sanierung wird also auch kein Wald gerodet. Es war nie von einer Kapazitatserweite-
rung die Rede. Die beiden Kreisel Auhafen und der Birsfelder Doppelkreisel geben die Durchlauf-
kapazitat klar vor und kdnnen nicht erweitert werden.

Was aber dringend zum Schutz des Hardwalds nétig ist, ist ein Grundwasserschutz. Es ist allseits
bekannt, dass die Hardwasser AG im Hardwald Rheinwasser fir einen sehr grossen Anteil der
Bevolkerung zu hochwertigem Trinkwasser aufbereitet. Falls es heute also zu einer Havarie auf
der Rheinfelderstrasse kommen sollte, konnten allfallige Flussigkeiten unkontrolliert im Hardwald
versickern. Neben der Sanierung der Fahrbahn braucht es also zwingend einen neuzeitlich funkti-
onierenden Grundwasserschutz. Ein weiteres Problem ist der Busbetrieb, der bei Verkehrsiberlas-
tungen den Fahrplan nicht einhalten kann, weil er im Stau steckenbleibt. Zudem ist geplant, die
Velospur fur den Gegenverkehr zu verbreitern, was der Sicherheit aller dient und notwendig ist.
Die SVP-Fraktion wird die Petition zur Kenntnis nehmen. Die Motion wird nicht unterstitzt, auch
nicht als Postulat, weil sich der Regierungsrat nicht wirklich ein Postulat wiinscht. Die Sachlage
wurde bereits geprift und es wurde dazu berichtet. Zudem wird fur die Sanierung sowieso eine
eigene Vorlage erstellt, zu welcher der Landrat Stellung nehmen kann.

Désirée Jaun (SP) fuhrt aus, dass im November 2018 am Rande einer Informationsveranstaltung
der Regierungsrate Basel-Stadt und Basel-Landschaft und dem ASTRA Plane zum Ausbau der
Rheinfelderstrasse durch den Hardwald bekannt geworden seien.

Um in einem moglichst frihen Projektstadium alles einbringen zu kénnen, lancierten die SP Birs-
felden und die SP Muttenz mit Unterstitzung des VCS beider Basel eine Petition zum Schutz des
Hardwalds. Der Bevélkerung soll dadurch eine Stimme gegeben werden. Die Petition wurde von
fast 900 Personen unterzeichnet und im Januar 2019 der Landeskanzlei ibergeben.

Der Hardwald ist ein schiitzenswertes Naherholungsgebiet mit hohem 6kologischem Wert. Er ist
ein wichtiger Lebensraum fur die einheimische Flora und Fauna. Ausserdem ist dieses Gebiet als
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Grundwasserschutzzone zur Trinkwassergewinnung ausgewiesen. Der Wald erflillt also mehrere
wichtige Funktionen.

Die Petition wehrt sich nicht gegen ein Bauprojekt, das die Verbesserung des Grundwasserschut-
zes und eine allfallige Sanierung der Strasse zum Ziel hat. Die Petentinnen und Petenten wehren
sich jedoch gegen eine Vergrosserung der versiegelten Flache und darauf deutet alles hin. Der
Kanton konnte im Rahmen des Austauschs in der Petitionskommission keine Garantie abgeben,
dass die versiegelte Flache nicht vergrossert wird. Weiter sollen eine weitere Belastung und Zer-
stbrung des Hardwalds sowie eine Zunahme an Larm aufgrund grosserer Verkehrsflache verhin-
dert werden.

Der Kanton macht sich bereits Uberlegungen, wie die Strasse auf vier Spuren erweitert werden
kann, um die Verkehrsflache im Ereignisfall nutzen zu kdnnen. Anfangs sei dies als temporarer
Zustand und nur mit reduziertem Tempo angedacht. Das deutet jedoch auf einen Ausbau hin. Man
muss sich nicht Gber den Titel «Schnellstrasse» streiten. Auch ein vorgangiger Austausch mit dem
Tiefbauamt hatte die Notwendigkeit dieser Petition nicht gemindert. Oftmals bleibt es eben nicht
bei temporaren Anderungen. So war auch der Ausbau derselben Strasse, der Rheinfelderstrasse
durch den Hardwald, zu Beginn auf drei Spuren geplant und hétte nach der Baustelle in der
Schweizerhalle wieder zurtickgebaut werden sollen. Ein ahnliches Szenario ist von der
Rheinstrasse bekannt.

Was sich also in den Augen des Kantons bewéhrt, wird in aller Regel beibehalten. Wieso sollte es
gerade hier anders sein? Ein weiterer wichtiger, noch kaum erwahnter Aspekt ist der Schutz des
Hardwalds. Immer wieder kommen neue Projektideen auf. So wurde beispielsweise von einer
Tramlinie durch den Wald gesprochen. All diese Ideen wiirden die schitzenswerte Flache bean-
spruchen, respektive zerstoren. Um nicht jedes Mal neu eingreifen zu missen, sollen deshalb kla-
re Schutzmassnahmen aufgezeigt und definiert werden. Durch Bauprojekte, Hitzesommer und
Luftverschmutzung geriet der Wald schon vor langerem unter Druck. Aufgrund von Sicherheits-
massnahmen ist der Hardwald aktuell sogar gesperrt. Die Belastung darf nicht noch mehr zuneh-
men. Es braucht griffige Massnahmen zum Schutz des Walds.

Mit der Petition fordern knapp 900 Personen, dass sich die Planung des Projekts auf die notwen-
dige Sanierung, insbesondere zur Verbesserung des Grundwasserschutzes, sowie auf OV und
Veloverkehr fokussiert und kein Ausbau auf durchgehend vier Spuren erfolgt. Ausserdem werden
konkrete Schutzmassnahmen flr den Hardwald gefordert. Dieselben Ziele verfolgt die Motion.
Wenn die in Petition und Motion erwahnten Punkte, wie vom Kanton erwéhnt, ohne einen Vier-
spurausbau umgesetzt wiirden, dann wiirde nichts gegen eine Uberweisung und anschliessende
Bearbeitung und Abschreibung der Vorstésse im Rahmen des Bauprojekts sprechen. Die SP-
Fraktion unterstiitzt die Uberweisung sowohl der Petition als Postulat als auch der Motion einstim-
mig.

Andreas Durr (FDP) muss sich kurz halten, da er am Nachmittag abwesend sein wird. Obwohl er
sonst gerne zur Sache redet, geht es ihm hier um eine Prinzipienfrage. Désirée Jaun ist wohl Spe-
zialistin in den Reihen der SP in Sachen Titelsetzung. Sie sagt zwar, Titel seien nicht wichtig, doch
wird damit eine gewisse Stimmung geschaffen. «Keine vierspurige Schnellstrasse durch den
Hardwald» — das hort sich gut an, das ist ahnlich siffig wie damals der «Klimanotstand». Wenn
das die kunftige Politik ist, dass man mit siffigen Titeln irgendwelche Postulate und Motionen ver-
packt und damit auf Stimmenfang geht, dann sieht der Redner fiir die parlamentarische Arbeit im
Landrat keine grosse Zukunft.

Worum geht es? Es wird nichts Anderes als ein Denkverbot verlangt. Es ist nicht einmal eine Vor-
lage vorhanden. An einer Veranstaltung horte man etwas und — «schwupps» — lanciert man eine
Petition und schiebt eine Motion hinterher, beides mit falschen Titeln.

Wer ist denn gegen den Schutz des Waldes? Niemand. Die FDP-Fraktion mochte sogar mehr Ve-
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lowege und eine Sanierung der Strasse. Nur, weil vielleicht im Rahmen des Ausbaus der A2 ab
dem Jahr 2030 ein vierspurige Zwischennutzung in Betracht gezogen wird, kommt «Keine vierspu-
rige Schnellstrasse durch den Hardwald» — da zucken doch alle zusammen! Das ist doch keine
Politik, das ist ein Denkverbot. Fir jeden Gedanken, vom Klimanotstand bis zur vierspurigen
Schnellstrasse, Denkverbote zu erlassen — so geht es nicht! Aus diesem Grund spricht sich die
FDP-Fraktion gegen die Petition aus und nicht, weil sie gegen den Hardwald ware. Sie kdnnte sich
sogar vorstellen, eine separate Busspur zu unterstiitzen. Letzte Woche horte man von Jan Kirch-
mayr, man solle «Preferred Lanes» einfihren. Hier hatte man eventuell eine, die mdchte man aber
nicht. Man kann nicht etwas fordern, das man nicht hat, und wenn es dann gebaut werden soll,
aus Denkverbotsgriinden sagen, das wolle man nicht. Das ist widerspruchlich. Denken und planen
sollten der Landrat und die Verwaltung noch kénnen und dirfen. Aus diesen Grinden wird die
FDP-Fraktion die Uberweisung der Petition als Postulat wie auch die Motion ablehnen.

Lotti Stokar (Grune) war etwas erschiittert tber das Votum von Andreas Duirr. Die Fraktion Gri-
ne/EVP unterstiitzt die Motion von Desirée Jaun. Die Erweiterung der Hardwaldstrasse war kein
Hirngespinst einiger Personen. Der Artikel in der BZ vom 15. November 2018 vermittelte stark den
Eindruck, dass die Erweiterung der Strasse auf vier Spuren eine ernstzunehmende Option darstellt
und damit auch die Schneise im Hardwald vergréssert wird. Es ist mehr als verstandlich, dass nun
geaussert wird, dass das nicht geht.

Markus Dudler (CVP) erklart, in der Petitionskommission sei nie die Rede von einer Erweiterung
der Schneise und einer langerfristigen Kapazitatserweiterung gewesen. Es handelt sich um Ver-
mutungen. Es kann nicht sein, dass der Landrat eine Verhinderungspolitik betreibt. Es missen alle
Optionen offen gehalten werden. Die CVP/BDP-Fraktion kann mit dem Inhalt von Motion und Peti-
tion nichts anfangen und ist gegen samtliche Uberweisungen. Der Titel ist nicht ganz klar und irre-
fuhrend. Positiv erscheint, dass Kanton und Bund zusammenarbeiten und Losungen anbieten,
wahrend die Autobahn saniert und erweitert wird. Die Petition ist in Anbetracht der Motion obsolet,
weil beide den gleichen Inhalt haben. Eine Erweiterung auf vier Spuren ist eine Hypothese. Die
Motion soll auch nicht als Postulat Uberwiesen werden. Die Petition soll zur Kenntnis genommen
werden.

Daniel Altermatt (glp) war irritiert iber die Voten vom heute Morgen. Aufgrund der Erfahrungen
der letzten sechseinhalb Jahre ist der Redner der Meinung, dass der Landrat fir die Ausfiihrung
von Strassenbauprojekten zustandig sei. Es ist zulassig, dass in der BUD Ideen gewalzt werden.
Am Schluss entscheidet jedoch der Landrat, was umgesetzt wird. Die Petition hat den falschen
Adressaten. Eine Strasse kann nicht so rasch verbreitert werden, insbesondere wenn sich Draina-
gen an den Seiten befinden. Diese Vorstellungen haben nur Leute, die von Strassenbau keine
Ahnung haben.

Der Hardwald werde geschadigt, wurde gesagt. Die Schneise ist langst gentigend breit, damit das-
jenige gebaut werden kann, was gebaut werden soll. Die Mehrheit der Fraktion nimmt zwar die
Petition zur Kenntnis, eine grosse Mehrheit wird aber die Motion nicht unterstiitzen. Mit einer
Uberweisung als Postulat konnte jedoch die Mehrheit leben; der Redner selbst hingegen findet
sogar dieses nicht notig.

Hanspeter Weibel (SVP) greift zuriick auf die Diskussion vom Vormittag. Ein Votum betraf die
Vertrauenswirdigkeit der BUD bezliglich des Riickbaus der Rheinstrasse. Der Redner ist am Mor-
gen Uber diese Strasse gefahren. Die ist zwei- und nicht mehr dreispurig, der Riickbau ist erfolgt.
Der Redner ist Uberrascht von den Argumenten, insbesondere denjenigen der linken Seite. Es
geht einerseits um den Gewdasserschutz, was mit Umweltschutz zu tun hat, und andererseits um
eine Grossbaustelle auf der Autobahn, die erfahrungsgemass Stau produziert. Ein Auto, das im
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Stau steht, produziert vermutlich noch etwas mehr CO2 als ein fahrendes Fahrzeug. Es erscheint
verninftig, die Strasse im Hardwald entsprechend vorzubereiten. Es liegt jedoch noch kein Projekt
vor. Was hier diskutiert wird, ist praventiv und beruht auf lauten Gedanken, die in einer Zeitung
gedussert wurden. Daraufhin wurden sofort Aktivitaten gestartet. Eine Petition mit diesem Titel
wirde der Redner vermutlich auch noch unterschreiben, allerdings liest er die Sachen in der Regel
gut durch. Die Petition wird von der SVP-Fraktion zur Kenntnis genommen, die Motion abgelehnt.

Simon Oberbeck (CVP) hat den Artikel in der Zeitung gelesen. Es gibt das demokratische Recht,
eine Petition zu lancieren oder eine Interpellation einzureichen. Letzteren Weg hat der Redner
gewahlt. Betrachtet der Redner die Interpellationsantwort, mutet das Ganze etwas wie ein Sturm
im Wasserglas an. Es ist unfair, der BUD Mauscheleien zu unterstellen. Es wird eine Vorlage ge-
ben. Der Redner lehnt die Motion ab.

Roman Brunner (SP) sagt zu Markus Dudler, dass die BUD mehrfach in Medienmitteilungen ge-
aussert habe, dass die Verkehrsflache insgesamt vergrossert werden soll. Zudem war im Bericht
zu lesen, dass die vierspurige Verkehrsfiihrung zumindest temporar gepruft werde. Auch das ist
nicht einfach aus der Luft gegriffen.

Insofern hat Andreas Duirr Recht, dass es noch keine Vorlage zur Sanierung der Strasse gibt. Aber
heute kdnnen Leitplanken dafiir gesetzt werden, wie die Vorlage aussehen soll und was man auf
keinen Fall will: eine Vergrosserung der Verkehrsflache und eine weitere Beeintrachtigung des
Hardwalds, eines Okosystems, das bereits heute an der Belastungsgrenze steht.

Die Sanierung der Strasse wurde nie in Frage gestellt; die geplanten Massnahmen beziglich
Grundwasserschutz sind nétig. Die Anliegen der Petentinnen und Petenten — der Redner traut
diesen zu, dass sie gelesen haben, worum es geht — sollen unterstitzt werden. Der Schutz des
Hardwalds auch in Zukunft ist das Kernanliegen dieser Petition.

Erika Eichenberger Bihler (Griine) begrisst die Diskussion. Es heisst: Wehret den Anfangen. Es
war ein langer Kampf, bis die Rheinstrasse zurtickgebaut wurde. Im Hardwald soll es keine Ver-
grosserung der Verkehrsflache geben. Die Rednerin dankt den Petentinnen und Petenten.

Reto Tschudin (SVP) fragt sich, wie viele Personen die Petition unterschrieben hatten, wenn man
ihr den Titel «xUmweich- oder Ausweichverkehr durch Pratteln und Muttenz leiten» gegeben hatte.
In der Diskussion geht vergessen, dass es nicht darum geht, eine vierspurige Strasse zu bauen.
Es wird eine Baustelle geben, und es ist bekannt, was geschieht, wenn im Bereich Schweizerhalle
Kapazitaten abgebaut werden. Der Ausweichverkehr wird sich seinen Weg suchen. Muttenz und
Pratteln sind heute bereits stark mit Verkehr belastet und werden noch mehr leiden. Soweit dem
Redner bekannt ist, bleibt die Breite der Kofferung gleich — es wird eine zuséatzliche Linie aufge-
zeichnet. So ist der Hardwald nicht gefahrdet. Aber es wird ein zusatzlicher Stauraum geschaffen.
Den beiden Gemeinden wird ein grosser Dienst erwiesen, wenn nicht bereits jetzt alles verhindert
wird. Die Kapazitaten werden wahrend der Bauzeit benétigt..

Thomas Noack (SP) halt den Fokus der Diskussion fir falsch. Im Hardwald wird das Trinkwasser
der Region produziert. Die Rheinfelderstrasse fiihrt durch die Schutzzone S2. Die Strasse hat kei-
ne Strassenentwasserung; es wird «iber die Schulter» entwassert. Es zirkulieren viele Fahrzeuge
und es gibt ein Fahrverbot fir wassergefahrdende Stoffe — ob das eingehalten wird, sei dahinge-
stellt. Fallt ein Lastwagen um, ist die Trinkwasserversorgung vermutlich nicht mehr méglich. Das
weiss man nicht erst seit gestern, und eigentlich hatte schon vor Jahren etwas unternommen wer-
den muissen. Der Redner ist froh um den Grundwasserschutz. Dieser soll héchste Prioritat haben.
Ebenso begrisst der Redner die Priorisierung der Buslinien und des Veloverkehrs, jedoch kommt
das etwas als Feigenblatt daher. Der Redner glaubt jedoch nicht an die Entlastungswirkung der
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Strasse, wenn die A2 wirklich umgebaut wird. Auf der A2 verkehren 130°000 Fahrzeuge; wahrend
die heutige Kapazitat der Strasse 10°‘000 betragt. Selbst bei einem Ausbau der Knoten ware es
nicht méglich, mehr als 15°000 — 20°000 Fahrzeuge staufrei Uber die Rheinfelderstrasse zu brin-
gen. Die Motion sollte man unterstutzen.

Es sei unbestritten, so Martin Riegg (SP), dass die Strasse saniert werden soll, um das Grund-
wasser zu schutzen. Unbestritten sind auch die Realisierung der Busspur und die Verbreiterung
der Velospur. Problematisch wird es, wenn die A2 ausgebaut wird und die Strasse als Uberlaufge-
fass genutzt werden soll. Auch wenn die Verkehrsflache nicht grosser wird, gibt das eine Kapazi-
tatserweiterung. Wo sollen die Busspur und der Veloweg Platz haben?

Der Sundenfall Rheinstrasse hallt leider nach. Der Redner ist gespannt, was der neue Baudirektor
tun wird, unabhangig davon, ob die Petition Uberwiesen wird. Der Redner hat Verstandnis fur die
Sorgen der Personen, die die Petition eingereicht haben und bittet darum, die Petition als Postulat
zu Uberweisen, damit die Sorgen in das Projekt einfliessen kénnen und ein Projekt ausgearbeitet
wird, das Akzeptanz findet.

Sandra Striby-Schaub (SP) halt fest, in der Petitionskommission sei der Ausbau aufgezeigt wor-
den. Dieser besteht nicht nur in den Kopfen; es gibt Plane dazu. Es ist mdglich, die Strasse auf
vier Spuren auszubauen. Es wird keine Schnellstrasse geben, weil htchstens mit 60 km/h gefah-
ren werden kann. Eine Kapazitatserweiterung ist auf jeden Fall geplant. Der Grundwasserschutz
ist von keiner Seite je bestritten worden. Die BUD hatte auch auf die Petentinnen und Petenten
zugehen kénnen. Aber nach den Zitaten aus der Zeitung konnte man davon ausgehen, dass es
sich um eine konkrete Sache handelt. Der Schritt wére notig gewesen.

Die Rednerin spricht sich dafur aus, die Petition als Postulat zu Gberweisen und die Motion zu un-
terstitzen.

Priska Jaberg (EVP) ist auch Mitglied der Petitionskommission und hat gehdrt, was die BUD vor-

gestellt hat. Vieles war Uberzeugend, aber die Zusage, dass es keine vierspurige Strasse gibt, hat

man nicht erhalten. Es wurde auch nicht klar gedussert, was es geben soll. Die Rednerin setzt sich
daflr ein. Sie weist darauf hin, dass sie selber sehr gern Auto fahrt, und dies auf Strassen, wo der

Verkehr fliesst. Die Rednerin ist nicht gegen Strassen generell.

Jan Kirchmayr (SP) meint, die Petition habe einen wunden Punkt getroffen. Wenn der Kantonsin-
genieur in Zeitungsartikeln ankindigt, dass es Uberlegungen fiir einen Vierspurausbau gibt, muss
man aktiv werden. Dazu gehort eine Petition. Es stimmt nicht, dass der Grundwasserschutz ver-
hindert werden soll.

Auf der A2 erfolgt ein Achtspurausbau. Nun wird ernsthaft Uberlegt, parallel die Rheinfelderstrasse
auszubauen und die Kapazitat zu verdoppeln. Das macht keinen Sinn. Weshalb braucht es so viel
mehr Kapazitat? Es wurde argumentiert, damit Pratteln und Muttenz nicht im Ausweichverkehr
versinken. Wenn die Autobahn bereits ausgebaut wird, muss man nicht noch die Rheinfelderstras-
se ausbauen. Am Schluss gibt es den Stau anderswo, womit das Problem nicht geltst wird. Es
braucht die Motion, um diesen Prozess zu verhindern.

Christof Hiltmann (FDP) sagt, das Gute an der Petition sei, dass die Verwaltung gewisse Hinwei-
se erhalte, was gut ist und was nicht. Diese sind aber leider vollig widerspriichlich. Es erscheint
sinnlos, etwas zu beurteilen, bevor es auf dem Tisch liegt. Es bestehen Ideen und Plane, aber das
Verkehrssystem einer Region ist mehr als nur ein Teilstiick in einem Wald. Es nitzt nichts, eine
zusatzliche Spur zu bauen, wenn vorne und hinten die notige Kapazitat nicht vorhanden ist. Der
Redner bittet darum, einen Gang zurtickzuschalten und auf die Vorlage zu warten, bevor der Stab
Uber Ideen gebrochen wird. Es gibt nicht nur die Interessen von Wald, Bus, Auto etc., sondern
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auch die der Anrainergemeinden. Birsfelden beispielweise ist sehr an einer Losung interessiert, die
den Durchgangsverkehr im Ereignisfall oder bei einem Kapazitéatsengpass verhindert. Der Redner
wehrt sich gegen Denkverbote. Ein Verkehrssystem ist ein Netz, nicht einzelne Stlicke.

Jacqueline Bader (FDP) hélt fest, die Petitionskommission habe die Petentinnen und Petenten
und die Verwaltung zweimal aufgeboten und klare Fragen gestellt. Wenn sich nun Leute auf Zei-
tungsartikel berufen, die vieles nicht enthalten, ist das problematisch. Der Gewasserschutz steht
im Vordergrund. Es wurde angedacht, wie man das Problem |6sen kann, wenn die A2 ausgebaut
wird. Es muss Ldsungen geben, denn der Motorisierte Individualverkehr (MIV) wird Mdglichkeiten
zum Ausweichen finden. Ein Denkverbot sollte nicht ein Problem darstellen.

Rolf Richterich (FDP) erklart, das Stroh werde gedroschen, bevor es tberhaupt reif sei. Die Dis-
kussion bringt nichts, weil nichts auf dem Tisch liegt, das ernsthaft diskutiert werden kann. Es wird
Jammern auf Vorrat betrieben. Das ist legitim und politisch sogar gewollt, aber man muss es auch
wieder zurechtriicken. Die Diskussion muss Uber ein konkretes Projekt erfolgen.

Zur Behauptung, es wirden Fahrzeuge durchfahren, die nicht durften: Das ist eine Verunglimpfung
eines ganzen Stands und unserids. Nicht nur die Rechten und Rechtskonservativen — aus Sicht
der Linken — fahren dort durch, sondern Automobilisten aus dem ganzen Kanton.

Wie wirde das ankommen, wenn man die Verbindung Hardwald schliessen und eine Tangential-
verbindung Liestal — Arlesheim machen wirde? Es gibt einen West- und einen Ostteil im Kanton.
Wer nicht Uber die Schafmatt oder Seewen fahren will, muss Uber die Rheinachse. Da gibt es drei
Moglichkeiten: durch den Hardwald, Uber die Autobahn oder durch die Ortschaften. Das ist ein
Engpass. Wer von Liestal ins Birseck will, muss durch diese Gegend. Die Kapazitat muss bereit-
gestellt werden. Ubergeordnet gedacht, ist das so. Eine Idee wie einen Schafmatt-Tunnel ware
von der anderen Seite auch bestritten. Die Mobilitat gibt es. Es missen ernsthafte Losungen dis-
kutiert werden und keine Teufeleien an die Wand gemalt werden.

Andrea Heger (EVP) schliesst an die Voten diverser Vorredner an. Die EVP mdéchte das Postulat
und die Motion unterstlitzen, auch wenn ihre Mitglieder Auto fahren. Kritiker sagten, es handle sich
um einen Sturm im Wasserglas, und es werde Titelbewirtschaftung betrieben. Die Rednerin halt
die Vorstosse fir berechtigt. Man muss in alle Richtungen offen schauen und denken. Es mag
sein, dass die SP die Parteistrategie bewirtschaftet. Aber die SVP sollte daftir grésstes Verstand-
nis haben, denn sie macht auf nationaler und kantonaler Ebene zuhauf solche Bewirtschaftungen
ihrer Strategie mit Vorstossen. Die FDP reicht ebenfalls Initiativen ein. Auch sie misste Verstand-
nis flr strategische Vorstdsse haben.

Der Inhalt geht in die Richtung, welche die EVP unterstiitzen méchte, deshalb sagt sie ja dazu.
Gewisse Ereignisse haben das Vertrauen teilweise zerstort, beispielsweise wurde die Rheinstras-
se nicht wie versprochen zuriickgebaut, sondern durch Markierungen angepasst. Davon ist man
enttauscht und traut gewissen Entwicklungen nicht.

Zur Beseitigung von Nadeléhren: Wird eines beseitigt, fliesst der Verkehr eine Zeitlang besser,
dann gibt es wieder Stau.

Mauscheleien wurden genannt. Diese kann es tatsachlich geben, beispielsweise wenn gewisse
der FDP nahestehende Kreise Kantonsleute fiir Vortrage einladen dirfen, wenn aber die EVP bei
ebendiesen nachfragt, dies nicht geht, weil die Kantonsangestellten unabhangig sein miissen. Das
ist nicht vertrauensférdernd. Deshalb unterstiitzt die EVP das Anliegen, das aufzeigt, in welche
Richtung die Verwaltung weiterdenken soll.

Désirée Jaun (SP) héalt fest, eine Petition sei ein Instrument, mit dem sich die Bevdlkerung zu
Wort melden und Angste zum Ausdruck bringen kénne. Es ist kein sinnloses und unnétiges In-
strument. Es gibt jetzt die Mdglichkeit, Rahmenbedingungen fiir das Bauprojekt zu setzen und dem
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Kanton mitzugeben: Es soll keinen vierspurigen Ausbau und keine Kapazitatserhéhung geben.
Das hat nichts mit Denkverboten zu tun. Die Diskussion ist nicht sinnlos und soll nicht auf spater
verschoben werden, wenn das Projekt bereits weit fortgeschritten ist.

Markus Dudler (CVP) ist erstaunt, dass seitens SP-Fraktion immer von einer Erweiterung der
Schneise gesprochen werde. Das ist kein Thema. Die Petition ist obsolet, weil es einen gleichlau-
tenden Vorstoss gibt.

Regierungsratin Sabine Pegoraro (FDP) halt zum ersten Votum von Priska Jaberg zum Rickbau
der Rheinstrasse zwischen Pratteln und Liestal fest, es habe am 27. November 2016 eine Volks-
abstimmung zu diesem Thema gegeben. Die Bevolkerung lehnte einen Rickbau ab und be-
schloss, die heutige Kapazitat solle erhalten werden. Bezlglich der Gestaltung der Oberflache
obsiegte der Vorschlag des Regierungsrats, dass zwei Spuren und ein Mehrzweckstreifen betrie-
ben werden soll. Der Ruckbau wéare eine Missachtung des Volkswillens.

Es war nie die Rede von einem Ausbau der Rheinfelderstrasse — es ist keine Kapazitatserweite-
rung geplant, und der Strassenperimeter soll so bleiben wie bisher. Im Vordergrund stehen die
Sanierung der Strasse und vor allem die Verbesserung des Grundwasserschutzes. Dieser ist heu-
te ungentigend. Es soll eine eigene Busspur und eine Verbesserung der Velospuren geben. Das
sollte vom Platz her mdglich sein. Die Redundanz der Rheinfelderstrasse im Fall eines Unfalls auf
der A2 wahrend der Sanierung sollte man prifen kdnnen. Beim Unfall vor einem Jahr, als der
Tanklastwagen kippte, war die Region flr mehrere Stunden lahmgelegt. Das sollte nicht passieren.
Bei der Mdglichkeit einer Redundanz handelt es sich um eine temporare Massnahme. Von der
Breite her wirde es gehen, eine vierspurige Verkehrsfiihrung zu machen.

Eine Kapazitatserweiterung ist nicht geplant, das wirde eine Umweltvertraglichkeitsprifung erfor-
dern.

Mirjam Wuirth (SP) halt zur Abstimmung zur H2 fest, dass es eine Inflation von Abstimmungen
Uber Aus- und Umbau der H2 gegeben habe, mindestens vier, bis etwas gegangen sei. Es handelt
sich um ein bewilligtes Projekt mit bewilligten 6kologischen Ausgleichsmassnahmen. Dazu erfolgte
eine neue Abstimmung, und das vorher Vereinbarte wurde Uber den Haufen geworfen.

Regierungsrétin Sabine Pegoraro (FDP) versteht das nicht ganz. Es gab eine Initiative, dass die
Kapazitat der Rheinstrasse so bleiben soll, und das wurde bewilligt.

Rolf Richterich (FDP) erklart, der Eggfluetunnel sei 1999 in Betrieb genommen worden. Nach
20 Jahren wird die Strasse durch Grellingen endlich umgebaut. Es dauert lange, bis das ganze
Projekt realisiert ist. Weshalb soll eine andere Region anders behandelt werden?

- Abstimmung zur Petition 2019/121

Landratsprasident Hannes Schweizer (SP) lasst abstimmen: Wer dem Antrag der Mehrheit der
Petitionskommission folgen und die Petition zur Kenntnis nehmen will, stimmt «ja». Wer dem An-
trag der Kommissionsminderheit folgen und die Petition als Postulat iberwiesen will, driickt die
rote Taste.

Al Die Petition wird mit 49 Stimmen zur Kenntnis genommen, wahrend 32 Stimmen diese als
Postulat Gberweisen méchten, bei einer Enthaltung.

Hanspeter Weibel (SVP) ist der Moglichkeit beraubt, dass er die Petition nicht zur Kenntnis neh-
men mochte.
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Rolf Richterich (FDP) regt eine zweite Abstimmung an.
Al Mit 55:25 Stimmen bei 2 Enthaltungen wird die Petition zur Kenntnis genommen.

- Abstimmung zur Motion 2019/71
Al Mit 52:30 Stimmen wird die Motion abgelehnt.

- Erledigung der Interpellation 2019/152
Al Die Interpellation ist erledigt.




	14. Petition «Keine vierspurige Schnellstrasse – Für den Schutz des Hardwaldes!»
	15. Keine vierspurige Schnellstrasse – Für den Schutz des Hardwaldes!
	16. Rheinfelderstrasse im Hardwald: Sicher im Havariefall?
	− Abstimmung zur Petition 2019/121
	− Abstimmung zur Motion 2019/71
	− Erledigung der Interpellation 2019/152


